
xel Gehring
ber das Gemeinwohl

Eın VErSECSSCHNCI Begriff

Der politisch interessierte Bürger wiıird besonders dann, wenn 1n Zeiten des Wahl-
kampfs die konkurrierenden polıtischen Gruppierungen se1in Votum werben,
MIt Schlagwörtern W1€ „Mündigkeit“, „innerer Friede“ und neuerdings auch dem
der „Lebensqualität“ überhäuft. Niemand bestreitet, daß diesen Formulierungen und
dem Sachverhalt, den S1e ZU Ausdruck bringen, Berechtigung zukommt. Nachdenk-
ichkeit stellt sıch jedoch spatestens dann e1n, wenn weder dem gemeinsamen Be-
mühen der politisch Verantwortlichen noch dem hektischen Versuch geschäftiger ern-
sehmoderatoren gelingt, diesen Begriffen einen konkreten Inhalt geben, und s1ie
siıch Nnur als Leerformeln erweısen, die wohlklingend un: anspruchsvoll, w1e s1e 1U  D

einmal sind, 1m polıtischen Tagesgebrauch jeweils wechselnden Zwecken verwandt
werden.

Gerade der modische Begriff der Lebensqualität aßt die rage aufkommen,
ob nıcht be1 denen, die ıhn aArg strapazıeren, die Besinnung auf die politische
Tradition, dıe iINnan doch be1 politisch Verantwortlichen als selbstverständlich
muß, gänzlich abhanden gekommen ISt. Hat INan denn VErSCSSCH, daß, I1a heute
dıe Qualität des Lebens beschwört und ihrer näheren Konkretisierung doch hilflos
yegenübersteht, iNnan VO  ' Platon und Aristoteles über Cicero bıs 1NSs Jahrhundert
bei Robert VO  - Mohl un: Lorenz VO  - Stein mMi1t Selbstverständlichkeit VO:' „Gemeın-
wohl“ sprach un: miıt diesem Begriff sowohl inhaltlich konkrete als auch hohe An-
sprüche verband, denen gegenüber das Wort „Lebensqualität“ einer modischen
Floskel verblaßt?

War 1St 1m Artikel des Grundgesetzes VO „Wohle der Allgemeinheit“ dıe
Rede, doch W as darunter verstehen sel, wırd nirgends erläutert. Und werten WIr
einen Blick 1in die gaängıgen Nachschlagewerke der Politik, die sıch „Politikwissen-
schaft“, „Staat und Politik“ oder „Handbuch der Politik“ nennen, suchen WIr das
Stichwort „Gemeinwohl“ vergeblich. Wır werden dort über „Politische Herrschaft
und Klassenstrukturen“, die „Politische Okonomie des politischen Systems“ und über
„Politische Psychologie“ informiert: doch eın Kapitel über das „Gemeinwohl“ finden
WIr nıcht.

Wır mussen schon 1mM „Brockhaus“ nachschlagen, Gemeinwohl als „sozialethi-
sches Ziel jeder politischen Ordnung“ definiert sehen. och mu{ spatestens 1er
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die skeptische Frage erlaubt se1n, wieweıt ine solche Definition ıhre Berechtigung
hat Wıe können WI1r Gemeinwohl als „sozialethisches 7Ziel jeder politischen Ordnung“
definieren, wWEeNn das Wort selbst AUS den Kompendien, die das vängıge politische
Wıssen ihrer eit bündıg 7zusammentfassen wollen, gänzlich verschwunden 1st? Die

Häufigkeit, mi1t der eın Wort seinen Platz 1n der Gegenwartssprache tand, Wr ımmer
noch eın zuverlässıger Indikator dafür, welche Bedeutung für die Menschen besaß

ıne Einschränkung mussen WIr vegenüber dem bisher Gesagten allerdings machen:
Selbstverständlich rTeNNECIL WIr bei (sustav Gundlach, bei Johannes Messner, be1 Oswald
Von Nell-Breuning, bei Eberhard Welty, den Vertretern einer christlichen Gesellschafts-
lehre, oftene Türen e1n, wollten WIr S1e über die Bedeutung des Gemeinwohls belehren.
Für die christliche Gesellschaftslehre 1St Gemeinwohl einer der Zzentralen Begrifte g..
lieben. In der sozialen Enzyklıka „Mater et Magıstra“ wırd definiert als der In-

begrift jener gesellschaftlichen Voraussetzungen, „dıe den Menschen die volle Entfal-
LunNg ihrer Werte ermöglıchen und erleichtern“ (Nr 65) Kann der Begrift „Gemein-
ohl“ 1n der christlichen Gesellschaftslehre auch materiell verschiedene Gehalte haben,
tormal 1St präzıs: Wenn jemand behauptet, se1n TIun diene dem Gemeinwohl,
bringt damıt unmißverständlich 7E Ausdruck, daß nıcht seiınem eigenen Nutzen
aut Kosten anderer, sondern dem Wohl des CGGanzen diene, dessen Wohlbefinden

teilnhımmt. Ob diese Behauptung 1n dem jeweiligen Fall zutrifit, darüber annn iNnan

unterschiedlicher Auffassung se1in; doch W 455 die Behauptung meıint, 1St eindeutig un
klar

Vertreter der katholischen Soziallehre W1€e FEberhard Welty unterscheiden 7wischen
„Gemeıingut“” un: „Gemeinwohl“. Oswald Nell-Breuning hat veze1lgt, daß beide
Wortbedeutungen echt nebeneinander bestehen, dafß S1€e keinen Widerspruch
bilden, sondern einander erganzen. Gemeingut ın einen „inhaltlıchen Wert“”,

besitzt einen bestimmten Wertgehalt: Dıie „Vervollkommnung der Menschen-
als solcher“ ann als das Gemeingut der menschlichen Gesellschaft bezeichnet

werden. Diesem inhaltlichen Wert steht als „organisatorischer und organisierender
Wert“ das Gemeinwohl gegenüber. Es esteht darın, daß iıne Gesellschaft tfunktions-
fahıg organısıiert 1St und demzufolge auch ihre Mitglieder erfolgreichem Zusammen-
wirken 7wecks Realisierung der Gemeinschaftsziele usammenzufassen verma$s. Das

verstandene Gemeinwohl esteht also nıcht darın, „dafß die Gesellschaft bereits
alles hat, W 4S ihrem Gemeingut gehört, sondern daß S1e (recht verfaßt,; geordnet
und ausgeruüstet un daher) imstande 1St, durch ihre actıvıitas socıalıs herbeıizu-
führen“

hne aut die Gemeinwohldiskussion 1n der christlichen Gesellechaß lechre näher e1nN-

zugehen, kann LUr auf den Tatbestand verwıesen werden, dafß S1e 1er ıne zentrale
Stellung besitzt, während S1e merkwürdigerweıise 1n der Politikwissenschaft, die

7 Nell-Breuning, Artikel „Gemeingut, Gemeinwohl“, 1n ! Wörterbuch der Politik, hrsg.
Nell-Breuning Un Sacher (Freiburg 21954)
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Hochschulen und Universitäiäten mi1t zahlreichen Lehrstühlen institutionalisiert 1St und
diplomierte Politologen zuhauf entläßt, Zut W 1e Sal nıcht geführt wird. Sicherlich
äßt sıch Gemeinwohl nıcht auf ıne bündige Formel bringen, für eın Nachschlagewerk
in dreı Satzen cki7z7zieren. Sicherlich 1St auch nıcht mehr [9)  u  b} Arıstoteles und
Cicero oder gar Thomas VO  3 Aquın lesen. Sicherlich hat die Epoche der Autklärung
miıt iıhrer peNetrFant pädagogischen Aufdringlichkeit, MIt der S1e die Vorstellungen
VOoO  } Tugend, zeitlicher Glückseligkeit, siıttlicher Vollkommenheit hegte, wesentlich
dazu beigetragen, daß sıch das Jahrhundert „1N der Destruijerung, Infragestellung
un Rıdiculisierung“ ® des Begrifts „Gemeinwohl“ Dar nıcht tun konnte, und
auch heute noch dürfte weithin als Ausweiıls wissenschaftlicher Naivıtät gelten, ih:
nıcht 7zumiıindest in Anführungsstriche setzen.

Den Vorwurf der Navıtät nehmen WIr SCIN auf uns, WE als NAaıLV oilt, sich
auf die Tradition der politischen und christlichen Gesellschaftsphilosophie besinnen.
Wır meılınen jedoch, daß ıne solche Besinnung nıcht Ur dazu beiträgt, einen Beitrag
ZUT Ideengeschichte liefern, sondern gerade und wesentlich VO  e} nachdrücklicher Be-
deutung UE Beantwortung einer existentiellen Gegenwartsirage iSt;, ZUur Beantwortung
der rage nämlich: Wıe annn be1 gegensätzlichen Interessen, konkurrierenden Ideen
und Ideologien, sich befehdenden Weltanschauungen, W1e WIr s1ie 1U  w} einmal als cha-
rakteristisch für moderne Gesellschaften ansehen mussen jenem stet1g yleichbleibend
aktuellen Anspruch des Aristoteles Rechnung werden, dafß der Staat Z Wr

des „bloßen Lebens“ willen B ean den sel, aber des „Zuten Lebens“ willen
bestehe?

Um einem möglıchen Mißverständnis VO  3 vornherein vorzubeugen: Niemand be-
streıtet, da{fß das „DlofSs Leben“, die Sorge dıe existentiellen Voraussetzungen des
„Lebens als solchem“, se1 1m Sınn der Friedenssicherung, des Schutzes des ungebo-
111en Lebens, der Sorge Arbeit und Brot, elementare Voraussetzung für eın w1e
immer auch noch näher definierendes „ZUuLES Leben“ 1St. Denken WIr 1LLUL die
Überlegungen der Vertreter der christlichen Gesellschaftslehre ZUuUr Sozial- und Lohn-
poliıtik, Zur Einkommensverteilung, Zur Vermögensbildung 1n Arbeitnehmerhand, ZUTrC

Mietpreispolitik. Denken WIr aber auch zugleıich daran, W1e in  =’ gerade hier soz1al-
politische Forderungen untrennbar mMI1t den Überlegungen ZU „bonum commune“®
verbindet. Und WL WIr sieben Jahrhunderte zurückschreiten dürfen, einen
Aphorismus des Thomas VON Aquın aufzugreifen, spricht dieser ZWAr nıcht VO

‚guten; sondern VO „TIrommen“ Leben, dann aber betonen: „Eın ZEW1SSES
inımum materiellen Wohlergehens 1St erforderlich für eın frommes Leben.“ Vergessen
WIr aber auch nicht, Ww1e gerade 1n uUuLNSeETECIN Jahrhundert orge den Menschen
sıch 1ın der STAAtSs- und verwaltungsrechtlichen Literatur penetrant auf den Begriff

Hennıis, Politik und praktische Philosophie (Neuwied 65
Vgl hiıerzu: Gehring, Zur Theorie der pluralistischen Gesellschaft, in dieser Zschr. 189 (1972)
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der „ Vorsorge tür die Lebensnotwendigkeiten“, der „Daseinsvorsorge“ beschränkt4.
„Bloßes Leben“ kann n1ıe allein se1n, W 4S das Charakteristische der menschlichen
Exıstenz ausmacht.

Dıie rage nach dem Guten

Was heißt „Gemeinwohl“, W 4S heißt „gutes Leben“? Wır mussen uns vorab darüber
1mM klaren se1n, dafß nıe das Ziel der Überlegungen se1ın kann, ine knappe, empirisch
aßbare, nıcht widerlegende AÄAntwort oder Definition geben. Vieldeutig 1St
schon der Begrift des Gemeinwohls bej Thomas VO  w} quın, der, ohne daß WIr auf
seine Unterscheidungen VON „bonum privatum“, „bonum humanum“, „bonum COIN-

mune“ 1er näher eingehen können, das „allgemeine Gut 1n der menschlichen Gesell-
schaft als Ordnung un Frieden 1mMm sozialen Zusammenleben“ 5 bezeichnet. Aktuell
für unl 1St die Tatsache, dafß ohl kein Grundgesetz, keine Verfassung eines Staats
den Anspruch des Bürgers 1n seiınem bloßen Recht auf Leben beschränkt sieht. Man
betont die soziale Bindung des E1gentums, das echt des Menschen auf Bildung, auf
Mündigkeit, autf Selbstverwirklichung. Wenn diese Forderungen oft auch noch leere
Formeln bleiben, dürten WIr doch nıcht 1n den umgekehrten Fehler verfallen, ine
f1xierte Gemeinwohl-Definition kreieren, dann ıne besondere Tugend darın

erblicken, da{ß sıch, w 1e Greaves feststellt, der einzelne ZULLIG ıne —

geblich objektiv festgelegte Schablone des Gemeinwohls“ unterordnet®. Das würde
jegliche Eigeninitiative lihmen Wır sollten auf der eınen Seite die sozialpolitischen
Institutionen und Einrichtungen als einen Faktor des Gemeinwohls sehen, dann
aber auf der anderen Seıite hinzuzufügen, dafß diese Institutionen den einzelnen Ja
gerade die Chance geben wollen, se1ın Wohlergehen durch eigene Aktivität Öördern.

Um die Schwierigkeiten, die der Begriff des Gemeinwohls uns heute verschaftt,
klären, 1St ein Blick aut die Tradition unerläßlich. ber das Problem der Herr-

schaft, den Herrscher, über Fürsten un: Regenten 1St se1t der Antike n1e anders
gyedacht worden als 1n unlösbarem Zusammenhang MI1t dem Zıel, dem Telos der Herr-
schaft Die für das abendländische Denken bestimmende Unterscheidung VOIN

Herrschaft und Tyrannıs hat ıhr einz1ges Kriıterium 1mM wahren Z weck politischer
Herrschaft Tyrann 1St, wer das Gemeinwohl Aaus dem Auge verliert, dessen
seiınen persönlichen Vorteil sucht. Herrschaft 1St bestimmt, definiert durch ıhr Ver-
bundensein gerechter, dem Gemeinwohl dienender Tätigkeit. Man denke doch

dıe Gattung der Fürstenspiegel, deren Verfasser als ihre vordringliche

TIypisch hierfür: Forsthofft, Die Verwaltung als Leistungsträger (Stuttgart
Verpaalen, Der Begriff des Gemeinwohls bei Thomas VO'  - Aquın (Heidelberg

Greaves, Grundlagen der politischen Theorie (Neuwied 137
Hennıis,
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Aufgabe ansahen, unmißverständlich die Aufgaben des guten, dem Gemeinwohl VOI-

pflichteten Herrschers darzulegen. Miıt Recht hat INa  - die epochale Bedeutung VO  3

Machiavellis „Principe” darın gesehen, da{fß dieser 1n der Verkleidung eines „Fürsten-
spiegels“ das die NZ! Gattung bestimmende Theorem, die Unterscheidung VO  } König
und Tyrann, stillschweigend fallenläßt. Sıie wird unwesentlich gegenüber der sittlıch
indifterenten Unterscheidung der und der etablierten Herrscher. Für die
Fürsten, dıe Tyrannen, stellt sich das Problem des Politischen vorwiegend als Problem
VOI Machterwerb, Machterhaltung, Machtzerfall. Wozu diese Macht dienen soll;
davon 1St ıcht die ede Machiavellis Werk hat 11a  ’ immer wieder gerühmt als Me1-
lensteıin 1mM Durchbruch einer „realiıstischeren“ Schilderung politischer Sachverhalte.
Er se1 CS der 1in diesem Bereich iıne Methode „objektiver“ Forschung begründe, 99 é'
tachee de preoccupations morales“ 8. Er halte sich als EeErSter wirklich die Fakten.
Es scheint jedoch eher, daß dort, die fundamentale Unterscheidung 7wischen g-
rechter, dem Gemeinwohl dienender, und tyrannischer Herrschaft verlorengeht, nıcht
von Realismus, sondern eher VO  - Blindheit tür d1e wirklich entscheidenden „realen“
Fakten die ede se1n müßte

Für Aristoteles Warlr Staatswissenschaft oder Politik die Theorie der Glückseligkeit
ganzer Staaten und Gesellschaften. S1e befaßt sıch miıt jenen Anforderungen und Pflich-
tcN, welche dem Menschen als Mitglied eines politischen Gemeinwesens zukommen,
wobel dıe „V1rtus reg1a“, die Anforderungen, die die Herrscher und ihre Söhne
gestellt werden mussen, VO  e} besonderer Bedeutung Sind. Fur Aristoteles 1St erklärte
Erkenntnisabsicht 1m Bereich der Politik, da das Nachdenken 1er allein dem
Aspekt erfolge, menschliches Verhalten beeinflussen. Es 71ng ıhm nıcht schlich-
LES, werturteilsfreies Verstehen, sondern eINZ1g darum, der Lebensführung
nutzen, da{fß eın gu eın gerechtes, eın dem Gemeinwohl dienliches Leben möglich
se1l

Aristoteles WTr sıch der Schwierigkeit eines solchen Denkens und Verstehens bewufßt
und hat mi1t Nachdruck betont, da{ß C5S, 1mM Gegensatz den theoretischen, 1m
Bereich der praktischen Wissenschaften und dazu gehörte Ja die Politik nıchts
apodiktisch Wahres, nıchts einmalig Feststehendes gebe. Die gute, dem Gemeinwohl
dienende Lebenstorm aßt siıch ebensoweni1g w1e das Gemeinwohl selbst auf iıne
exakte, empirisch überprüfbare Formel bringen. Dıie rage „Welches 1St 1U  e) das CGsute
in jedem einzelnen Fall?“ ann nıcht eindeut1g beantwortet werden das 1St der immer
wıederkehrende Hınwelıils 1n der Nikomachischen Ethik Ist 1U  a richtig, hieraus die
Konsequenz 7zıehen und die rage gar nıcht mehr stellen? . Bis ZUuU Ende des
19 Jahrhunderts ware bei einer großen Zahl politisch Denkender 1ne eindeutige
Verneinung die ebenso klare WwW1e entruüstete Antwort SCWESCNH.

Duverger, Methodes de la Scıence Politique (Parıs
Mansıon, Introduction la Physique Aristotelicıenne (Parıs -1946)
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Wiıe können Wr Gemeinwohl bestimmen?

Die Tatsache, daß auf die Frage nach dem dem Gemeinwohl Dienlichen ceine eindeu-
tige Antwort gegeben Wır  d; bedeutet nıcht, daß Wr mar keine Antwort erhielten. Im
Gegenteil: Wır bekommen eine fünffache Antwort.

Politisches Denken 1St als praktisches zugleich immer topisches Denken. Die Topik
als Technik der Problemlösung und der Problemfindung 18%, 1mM Gegensatz Zzur Rechts-
wissenschaft, 1n der heutigen Politik völlig 1n Vergessenheit geraten. Der 1m topisch-
dialektischen Denken Geschulte 1St 1n der Lage, auf jedes Problem ine begründete
Antwort geben. „Unter einem Problem 1sSt dabei jede rage / verstehen, die mehr
Aals 1ne Antwort zuläßt, aber tordert, daß iıne Antwort gegeben wırd.“ 10 1lle
Fragen, die das Gemeinwohl betreflen, tordern eine Antwort, assen aber mehr als
ine Antwort Der politisch Denkende, der die Technik der Topik beherrschte,
War in der Lage, alle Gesichtspunkte, die für eın das Gemeinwohl betreffendes DPro-
blem möglıcherweise VO Bedeutung WAaren, schnell, zuverlässig und gründlich
sammeln, überblicken, Ar ordnen und Zu strukturieren und einer fundierten
Antwort Zu KOMMen.

Neben die Technik der Problemlösung, die Topik, tritt 1n der IM-
politischen Tradition bis an die Schwelle der Gegenwart die Einsicht, daß

1n jedem politischen GemeiLmwesen Bürger VO'  3 geringerer und VOIN größerer Erfah-
rung gibt Bestreben der politisch Verantwortlichen wWar CS S  S, sıch auf diese AA  „grö-
Rere“ Erfahrung ZUu stutzen und S1C 1n ihr Bestreben eingehen Zu lassen, dem Gemein-
ohl nutzen.

icht auf topisches Denken und Erfahrung ULZte inNnan S1' 1n der politischen
Tradition 1n den Bemühungen das Gemeinwohl, sondern auch auf konkrete I1

pirische Forschung. Ziel der sogenannten „Statusbeschreibungen“ WAar C5, konkret die
Probleme aufzuweisen, Jie eine Gesellschaft Zu |ösen nMatte. Meisterwerk aller Status-
beschreibungen 1St immer noch Tocquevilles „De la democratie CM Amerique“, das
die in Amerika ZUm erstenmal sichtbar werdende Problematik der Demokratie, die
Spannung Freiheit und Gleichheit, eingehend analysıerte,

Die „Regentenspiegel“, eine Literaturgattung Zar nicht ZUu überschätzender
Bedeutung, zeigten Mmiıt unmißverständlicher Deutlichkeit auf, as VOM Kuten, dem
Gemeinwohl verpflichteten Herrscher Zu erwarten gel. Man denke etwa 1A1 die hohen
Anforderungen, die Cicero „Vom rechten Handeln“) An lie Inhaber politischer
Amter etellte,

In der politischen Tradition legte 1119 auf gemeinsame Beratung Wr sprechen
Kommunikation großen Wert. Eın politisches (Gemeinwesen ist nach abendländi-

cchem Verständnis bestimmt durch Möglichkeit und Erfordernis gemeinsamer Bera-

10 IMennis, 89 {l
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CUNg. Dıie Fähigkeit, dies Zu un, 1St aber nichts Selbstverständliches, sondern ein Kul-
turprodukt. Man kann diese Kunst verlernen, ihre geistigen Grundlagen VeErgeSSCH.

Carl Schmitt War völlig im Recht, WCINN STr 1 Zusammenbruch des Glaubens an

Diskussion und Oftentlichkeit als möglichen Weg Wahrheitsfindung ein bedroh-
iches Zeichen für die Zukunft des demokratischen Gemeinwesens cah 11 Die Alten
ylaubten, 1n der Diskussion das (jute und Gerechte, das dem Gemeinwohl Dien-
liche einen „COIMMON ground“ teststellen Z.u können. Das N allerdings die SX unst
des Zuhörens, des Gesprächs, die Oftenheit für den anderen, Toleranz auch anderen
Meinungen gegenüber voraus 1?*, lerzu stellt Thomas VON Kempen test: „Wer 1st
WEISE, da{fß alle Dinge richtig erkennt? Darum verlafß dich nıcht zuviel auf
deinen Verstand und bestehe nıcht hartnäckig auf deiner eigenen Ansicht, sondern
höre auch das Urteil anderer Leute!“ 1°

Die Wandlung des Wissenschaftsbegriffs

Die Technik des topıschen Denkens, der Verlaß auf die Erfahrung der einsichtigen
Bürger, Statusbeschreibungen, Regentenspiegel, die Kunst der gemeinsamen Beratung
sind wichtige Anhaltspunkte, dıe uns dıie politische Tradition ZUur Auffindung des
gemeinsamen Guts, des Gemeinwohls gibt 1lle diese Anhaltspunkte gehen dort VOI-

loren, inan die Grundsätze der Politik als praktischer Philosophie 1n Frage tellt,
sich nıcht mehr damit zufrieden 21bt, da{fß Politik nichts apodiktisch Wahres

W1Ee die theoretischen Wissenschaften, sondern n das Wahrscheinliche und Mögliche
und das (jute 1St nun einmal immer 1NUur wahrscheinlich und möglich aufweisen

kann. Wır können hier nıcht ım Detail die Wandlung des Wissenschaftsbegrifts auf-
zeigen. Doch ur  ( Descartes eiwa W ar Politik keine Wissenschaft mehr. Was sich nicht
eindeutig erkennen Läßt, xann nıcht den Anspruch auf Wissenschaft erheben. Descartes
führt AUS „  n weisen also (] er obigen Regel yemäß alle bloß wahrscheinlichen Er-
kenntnisse zurdick ind estellen fest, daß 1nnn denen Glauben eschenken daärf, die
vollkommen erkannt sind und ın denen sich nıcht 7„weifeln Liße.“ 14 Die Akribie des
Mathematikers 181 nNnun einmal eine andere als die des Politikers. Wen wundert
tldß da Phänomen der Tyrannenherrschaft völlig AUS Descarte« Blickwinkel fällt?
Natürlich 1ı sich Tyrannenherrschaft nıcht mMG „Akribie“ empirisch erfassen, sondern
1Ur durch den, der Si@ erfahren hat Wilhelm Hennis WEIST darauftf hin, daß das Ty-
rannıs-Kapitel 1n 3uch Platons „Staat und daß Xenophons „HMiero” mehr
Wesentliches ımnm nationalsozialistischen Regime erkennen lassen als die Mmeisten YeVATIE

arl Schmitt, Die geistesgeschichtliche Lage des deutschen Parlamentarismus (München #1926),
i} Vgl A, Gehring, Toleranz, in dieser Zeachr. 186 1970) 196405

Thomas Kempen, Die Nachfolge Christi Ün A
R Descartes, Prineipla philosophiae I .
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psychologischen Erklärungsversuche. Dıiese wissen Z W ATr viel ZUr historischen enesı1ıs
der Tyrannıs, aber 1LUFr wen12 über ıhr Wesen agecn. Dıie Zwangsvorstellung, mıiıt
einem Werturteil stelle mMan siıch außerhalb der Wissenschaft, se1l der Übertritt 1n den
Raum beliebiger Subjektivıtät vollzogen, hat der vorherrschenden Rıchtung der
politischen Wissenschaft untersagt, der uns umgebenden politischen Wirklichkeit
das erkennen, W as der Buürger als alles bestimmende Wirklichkeit erfährt 1 Was
Descartes über Ethik Sagt, zeıgt nıchts VO  - seiner sonstigen Originalıtät, und bei
Thomas Hobbes schließlich wırd nıcht mehr VO rechten, sondern 1LLUTL noch Vom

richtigen Handeln gesprochen. Das Jahrhundert schliefßlich GTZEEC, w1e erwähnt,
eiınen Schlußpunkt diese Entwicklung, iındem den Begrift des Gemeinwohls
1Ns Lächerliche Z

Die Interessenkonkurrenz

Was haben unls die Bemühungen das Gute, das Gerechte, die Ja das (GSemeın-
ohl Öördern sollen, heute och sagen? Wenn WIr die sorgenvollen Bemühungen,
ıne Antwort darauf finden, w 1e „Einheit“ in der „ Vielfalt:, W 1e „Rahmenkon-
sensus“ und Stabilität 1n der Vielfalt konkurrierender Gruppen noch wahren sel,;
autmerksam verfolgen, oftenbar sehr viel.

Moderne Gesellschaft heißt pluralistische Gesellschaft. Erlangt die rage nach einem
gemeiınsamen Wohl nıcht besonders dort große Aktualıtät, sıch ıne Vielzahl von

Gruppen MmMi1t difterierenden Interessen gegenübersteht? Wıe annn 1n der Interessen-

pluralıtät, 1ın der konkurrierenden Auseinandersetzung der widersprechenden An-
sprüche eın gemeınsames Wohl gewahrt bleiben? Wıe kann be] der „Rücksichtslosigkeit
der Interessentenhaufen“ verhindert werden, da{fß die größeren und mächtigeren dıe
kleineren und schwächeren Gruppen 35  u machen“ suchen? Ist eın Interessen-

ausgleich überhaupt möglıch?
In dıesen Fragen schwingt die hobbesianische Furcht VOTL dem Chaos, den un

zügelten Kriegen aller alle mMIt. Jeder 111 rücksichtslos seiıne Interessen durch-
SELZCN der Stärkere besiegt den Schwächeren. ıne AÄAntwort aut die Frage nach den
möglichen Stabilıtätsbedingungen klammert sich, besonders 1n der deutschsprachigen
Dıiskussion, einem gleichsam VO  a’ außen QESETZIEN Mechanismus 1n Oorm tradierter
Werte oder eines überkommenen Menschenbilds. Er soll uns VOT der „Dest des Demo-
kratismus, einer VO  w den herrenlosen Hunden, die nach dem Rückzug des Christentums
herumlaufen“ schützen.

15 Henniıiıs, 423
Röpke, Gesellschaftskrisis der Gegenwart (Erlenbach/Zürich 91948) 1W
Gehlen, Der Pluralısmus 1n der Ethik, 1n ! Merkur 21 (1967) 105
Briefs, Zum Problem der Mıtbestimmung, 1! Dıie Aussprache (1965) SSS
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iıne andere AÄntwort, besonders in der staatsrechtlichen Diskussion, ruft ganz 1N
der Tradition VO  ; Hobbes die mächtige Autorität des Staats herbei, der als neutraler
Schiedsrichter über dıe Interessenverwirklichung aller wachen soll Gemehnmsam kommt
in beiden Antworten das Bestreben ZU Ausdruck, den sozialen Zusammenhalt durch
externe Regulative siıchern. Skeptisch trıtt INa VO  e dieser Position AUS einer Theorie
wıe der Ernst Fraenkels gyegenüber, der Interessenausgleich vollziehe sıch gleichsam
automatisch 1mMm gesellschaftlıchen Kräfteparallelogramm, das Gemeinwohl se1 nıcht

prior1 definieren, sondern ıne posteri0r1 aus der pluralen Konkurrenz sıch krı-
stallisierende Resultante 1

In der HEHEGKEGN soziologischen Diskussion 1St ein Begriff WwW1e der des Gemeinwohls
IiNaml scheut sıch, ıh auszusprechen, möglicherweise 1St Ja wertbeladen und damıit
„unwissenschaftlich‘ der Vorstellung VO  e} einem „basıc agreement“ gewichen. 1€
Unterschiede, die 1LLU:  ’ einmal bestehen und als unvermeı1dlich erscheinen, werden durch
ine gemeinsam verbindende Zustimmung über fundamentale Fragen eingegrenzt.“ %
Etzion1 spricht davon, dafß 1119  a’ „Übereinstimmung bezüglıch der Lebensfragen“ er-

reicht habe und fährt tort: 1€ yemeıinsame Verpflichtung, die 119a  } {ühlt, braucht 1LLUT

gering se1n, spezifische, jedoch oroß, wesentliche Fragestellungen
geht 21 Gemeinsam akzeptierte Rahmenbedingungen, 1n Ernst Fraenkels Worten der
„nicht-kontroverse Sektor“ der Politik 2 bieten als „Orientierungspunkte für die
Schlichtung VO  w Streitigkeiten“ ?3 dıe Gewähr, da{fß „das Nebeneinanderstehen auch
gegensätzlicher Meınungen 1n eın und derselben Gesellschaft“ möglich 1St 2 Als einen
möglichen „grundlegenden Standort“, den als Fixpunkt der Gruppenkonsensus
anknüpfen könnte, nın VO  . Schrötter das „Selbstverständnıis des freiheitlich-demo-
kratischen Rechtsstaats“. Sıe fährt fort:

„Auch be1 den soz1alen öftentlichen Gruppen, verschiedenartıig S1e se1n mögen, herrschen
nıcht LLUTLr isolierte Eıgenıinteressen VOT;] e herrscht dort immer auch dieses Selbstverständnis VO:  }

eiınem derart geordneten kräftigen Gemeıinwesen, da{fß darın die Fortdauer der eigenen Inter-
essenwahrnehmung gesichert werden kann. Da siıch durchweg Gruppengebilde handelt,
die durch Potenzierung eines Teıls der allgemeinen menschlichen Bedürfnisstruktur legıtimıert
sind, h., da 6S sıch nırgendwo eine das demokratische Gesamtsystem verneinende Macht-
struktur SUul gener1s andelt, enttalten sıch, 1e sıch daraus schließen, dıie Aktivitäten 1n
Konkurrenz die gesellschaftliıchen Zuordnungen 1n dem pluralistischen Gesamtsystem.“

Gemeinsam 1St diesen Beiträgen der Hınvweis aut dıe „pOosıtıve Kohäsion“ z jenes
„Mınımum Konformitätsdruck P das jede Gesellschaft schlie{fßlich doch braucht“ ö

19 Fraenkel, Deutschland und die westlichen Demokratien (Stuttgart 142
2() Wriggins, National Integration, 11 ! Weıner, Modernization (New York, London 21966) 184
21 Etzıon1, 'The Actıve Socıiety (London, New ork 472
aZ Fraenkel, 142
23 A Etzıon1, 471
D4 Merton, Socıial Theorie an Social Structure (New York, London 511
25 FErtir VON Schrötter, Kommunaler Pluralismus und Führungsprozeß (Stuttgart
6 A Gehlen, Das ngagement der Intellektuellen gegenüber dem Staat, 1n * Merkur 18 (1964) 413
27 Gehlen, Die Seele 1im technischen Zeitalter (Reinbek 53
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Elementarer Kohäsionstaktor MUu be] allen Beteiligten der Wunsch nach „Erhaltung
des 5Systems auch bei entgegengesetZtieN Zielsetzungen“ se1n A Ihn sieht Helge
Pross 1n der modernen Gesellschaft erfüllt, da dort „tendenziell jede Gruppe imstande
iSt; die MILt ihr Rivalisierenden ZU Kompromiß motivıeren: da jede die Mög-
ichkeit hat, die andere ZUW0UT teilweisen Berücksichtigung ihrer Forderungen zwingen,
oibt prinzipiell keine Außenseiter des S5Systems, die LU durch dessen Aufhebung ihre
maniıfesten Interessen realisıeren vermöchten“ Z

In der modernen Gesellschaft esteht demnach bei allen Gruppen ein Rahmen-
konsensus darüber, dafß der Erhalt des Gesamtsystems den allgemein akzeptierten Be-
zugspunkt 1n der konkurrierenden Auseinandersetzung bildet. 1le Gruppenmitglie-
der sehen die Chance, dafß diıe Interessen, diıe das konstitulerende Element ihrer O0O07T-
dinıerten Aktion bılden, Zanz oder weitgehend den Bedingungen der gyegebenen
Gesamtsituation erfüllt werden können. Insotern siınd S1€e Erhalt der grund-
legenden Sıtuationsbedingungen ınteressiert. In Degres Worten: „Hierüber esteht 1n
dem Ausma{fß Übereinstimmung, W 1e€e diıe verschiedenen Gruppen überzeugt sind, iıhre
Ziele 1mM Rahmen der bestehenden Gesellschaftsordnung verwirklichen können.
hne diese Grundübereinstimmung würde die moderne Gesellschaft einem Gebilde
sıch bekämptender Klassen, Organısationen und Interessengruppen entarten.“

Gemeijnwohl ein nach W 1e VOT aktueller Tatbestand

Sınd die letztgenannten Ausführungen über Rahmenkonsensus, Interessenausgleich,
Kompromißß, Stabilität des Systems nıcht eın nachdrücklicher Beleg dafür, w 1e die
Konzeption des Gemeinwohls bestimmend für wWwel Jahrtausende politischer Tradi-
t10n dem Gesichtsfeld entrückt ist? Wert wird eiNZ1g un allein darauft gelegt, da{fß
möglıichst viele Interessen möglıchst vieler Gesellschaftsmitglieder berücksichtigt werden.
Das 1St. allein Grundlage für die Stabilitit des Systems, nıcht aber die Vorstellung VOINl

dem gemeinsamen Wohl, dem sıch alle verpflichtet fühlen. Sehen Gruppen keine
Chance mehr ZUuUr Durchsetzung ıhrer Interessen 1m Rahmen des bestehenden Systems,
dann serfzen s1e eben alles daran, dieses System durch eınen revolutionären Verände-
rungsprozelß 51 Eın gemeinsames Wohl, dem S1e sıch verpflichtet fühlen,;
z1bt Ja nıcht. Der Staat 1St allein der allmächtige Interessenregulator, der jedem das
Seine zukommen äßt Hıer haben WIr Nau Benthams liberalistische Vorstellung VO

Luhmann, Soziologie des politischen 5>ystems, 1n ! Kölner Zeitschrift tür Sozi0logıe und Sozial-
psychologie 20 (1968) 716

Pross, Zum Begriff der pluralistischen Gesellschaft, 1n Zeugnisse. Theodor Adorno ZuU1il

Geburtstag, hrsg. V-, Horkheimer (Frankfurt 447
Degre, Freedom anı Social Structure, 1! American Sociological Review (1946) »35

31 Gehring, Zur Theorie der Revolution, 1! Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie
D3 (1971) 673
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„größten lück der größten Zahl“. die siıch deutlich VO „bonum commune“ nNntier-

scheidet und 1Ur dort iıhre Berechtigung findet, S16e, W1e€e bei Johannes Messner, NEeU

gyefaßt wird. Messner definiert: „Das Gemeinwohl 1St die durch die gesellschaftliche
Verbundenheit bedingte srößtmögliche, der Bestimmung der Menschennatur ZU  —-
ordnete Glückserfüllung der Gesellschaftsglieder in ihrer größten Bahtıs Diese Glücks-
erfüllung habe ihren rsprung 1n der Hiılfe, die den Gesellschaftsmitgliedern aus iıhrer
gesellschaftlichen Verbundenheit tür die eigenverantwortliche Erfüllung der ihnen
in ihrer Natur vorgezeichneten Lebensaufgaben erwachse. lück 1St also für Messner
nıcht ine isoliert-individualistische, sondern iıne yesellschaftlıche Kategorie, wobei
„gesellschaftlıch“ aber auch iımmer bedeutet: eigenverantwortliches Handeln.

ach allem, W 4S WIr bisher über das Gemeinwohl DESAQT haben, auch nach dem,
W ds WIr über die verschiedenen Möglichkeiten ausführten, die dıe politische TIradition
Zur Ermittlung eines „COMMON ground“ besaß, wiıird sıch vielleicht doch noch mancher
Iragen, W 45 Gemeinwohl denn 1U  ; „eigentlich“ sel. Hiıerbei dürtfen WI1r dann noch e1N-
mal mMi1t Nachdruck daran erinnern, da{fß die Politik als praktische Wissenschaft keine
apodiktisch wahren, keine nıcht hınterfragenden, keine eindeutig empirisch Faß-
baren Ergebnisse vermitteln ann. Ihr 7Ziel 1St das Wahrscheinliche, das Möglıche. Das
bedeutet nıcht, da{ß ihre Erkenntnisse, etwa2 bezüglich des Gemeinwohls, spekulativ
leiben. Im Gegenteıl: Warum können heute nıcht eLWwW2 anstelle VO  e „Statusbeschrei-
bungen“ aNzZCI Gemeıinwesen, die sich w 1e bei Tocqueville MIt dem Spannungsver-
Altnis VO  w} Freiheit und Gleichheit 1n den amerikanischen Demokratien be-
tassen, konkrete empirische Analysen VO  } Obdachlosenasylen, Schulmiseren, dem Zu-
stand der Verlassenen und Hiltsbedürftigen treten ” Jeder, der sıch einmal mit Sozial-
Lürsorge befaßt hat, weiß, da{fß hier, mancher Ansätze, noch 1e] tun 1St.

Warum können WIr die Kunst der gemeinsamen Beratungen, klassischer Bestandteil
der tradıtionellen Politik, nıcht wıieder fördern? Ansätze dazu finden WIr, etw2 die VO  e}

allen politisch tragenden Partejen eingesetzten Kommuissıonen Zur Bearbeitung VO  .

Grundsatzprogrammen. Nur allzugern wiıird iıhnen Donquichotterie unterstellt, die e1N-
zıg dazu dıenen soll, dem eigentlichen Machtstreben der Parteien einen Schutzschild VO  e

Idealismus geben. Donquichotterie heißt laut Duden „Torheit Aaus weltfremdem
Idealismus.“ „Torheıit“ vielleicht deswegen, weil in diesen remıen autfgrund geme1in-

Beratung und gyemeinsamer Erfahrung über die aktuellen Aufgaben der Tages-
politik hinaus über eınen „COMMON ground“ des GemeiLnwesens diskutiert wird?

Warum sollte schließlich die Topıik, dıe Technik der Problemlösung für Politiker und
politische Wissenschaftler nıcht mehr erlernbar se1n? In der Rechtswissenschaf} wırd
eLIwa2a 1n einer Fülle einzelner Untersuchungen der Versuch gemacht, festzuhalten, wel-
chen Weg der Rıchter gehen mujfß, en gegebenes Problem lösen} Wenn der
Rechtswissenschaf#ler 1n der Lage seın muß, ein gegebenes Problem eıner Lösung eNTt-

Messner, Das Gemeinwohl (Osnabrück 39
Ya Hennis, 113
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gegenzuführen, wWenn VO Betriebswirt wiırd, alle erforderlichen Erwagun-
SCH anzustellen, iıne gegebene betriebliche Aufgabe meıstern, sollte dann
ıcht auch der Politiker in der Lage se1n, seine aterıe auf das hin untersuchen,
w 4S für die Problemlösung maßgebend 1st?

Die konkrete empirische Erfassung der realen Probleme eınes Gemeıinwesens, geme1n-
AIr Beratung aufgrund fundierter Erfahrung, geschultes Denken ZUTF Problemlösung
siınd wichtige Faktoren, die u1ls helfen, WE WIr über das 1n Vergessenheit
Gemeinwohl nachdenken. Eınes Gemeinwohl ımmer OTAaus da{fß der Staat mehr
1St als eın Konglomerat der Interessen. Wır wollen den Begriff des Gemeinwohls inhalt-
lıch nıcht konkret fassen. Wır haben gezelgt, da{fß dieses weder möglich noch wünschens-
wert 1St Eıne nregung möchten WIr u1ls jedoch gESTALLEN: Wırd ein über dem Bünde!
der Interessen stehendes gyemeinsames Wohl nıcht möglicherweise dadurch gefördert,
wWwWenn den Gesellschaftsmitgliedern konkret und MI1t Nachdruck ıhre Fähigkeit un
Möglichkeit verdeutlicht wird, durch eıgenes Handeln ihre gesellschaftliche Umwelt g..
staltend verändern? „Umwelt“ 1St hier 7zunächst einmal gar nıcht weıit 1 Sınn
gesamtgesellschaftlıcher Steuerung gefaßt, sondern Umwelt bedeutet konkret Arbeits-
platz, Famaıulie, Nachbarschaftsbeziehungen, Gemeinde, Schule. 1le verhaltens- und
besonders wahlsoziologischen Studien machen uns$s LLUTL allzu deutlich, wıieweılt ine
apathisch-heteronome Grundhaltung auch 1ın uUuNseTECII modernen Gegenwartsgesellschaf-
ten verbreitet 1St. Wo WIr gene1igt sınd, Apathie und Schicksalsergebenheit als weıtver-
breitetes Kennzeichen der Bevölkerung unterentwickelter Länder sehen, finden WI1r
Davıd Rıesmann hat u1ls plastisch VOT ugen geführt diese Haltung der
Schicksalsergebenheit und ihre typische Formel!: „  1e da oben bestimmen Ja doch alles
allein auch und gerade 1n unseren Gegenwartsgesellschaften. Wäre nıcht 1ne drin-
gende und ohnende Aufgabe, gerade wWwWenn WIr das Gemeinwohl im Auge haben, Auto-
nomıe und selbstverantwortliches Handeln tördern? lle Tyrannen und autokrati-
schen Herrscher daran interessiert, dıe VO  ; ihnen Abhängigen 1n eiınem
Zustand VO  e Apathie und Schicksalsergebenheit halten. Glauben die Unveränder-
arkeit der Welt unterstuützte die Herrschaft der Mächtigen. Wo Welt nıcht W all-

delbar 1St, 1St zugleich ine noch willkürliche Herrschaft eın unabänderlicher Zu-
stand, dem INa  -} sich 1n demütiger Schicksalsergebenheit beugen hat

Autonomıie bedeutet Einsicht 1ın die Wandelbarkeit der Welt Autonomıie Aßt
sıch jedoch nıcht gleichsam durch eın Dekret VO  3 oben herab verordnen, SOI1-

dern konkrete Lernprozesse VOTFAauUSsS, Lernprozesse 1n Vor- und Grund-
schule, 1ın Gymnasıum und Universität. Der ZESAMTE Bereich des Bildungssystems 1St
hıer angesprochen. Das Gesellschaftsglied 1St zugleich das Oftenheıit
und Gespräch, gemeinsamer Beratung und Diskussion bereite Gesellschaftsmitglied.
Es 1St often tür die Meıinung anderer, 1St bereıit, eigene Positionen nNneu überdenken,

34 Rıesman, Die einsame Masse (Neuwied
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in rage stellen oder, wI1e arl Mannheim sıch ausdrücken würde, 3n suspenso”“
halten d

Was 1St die Konsequenz einer solchen Einstellung? Zunächst einmal un VOT allem
das Kennenlernen anderer Meıinungen. Die Absolutheit der eigenen Meıinung wırd
relatıviert, verfestigte Haltungen werden aufgelöst. Wer die Einsicht 1n die Relativität
der eigenen Posıiıtionen geWwinnt, gewinnt zugleıich die Einsicht, daß „Welt“ nıcht VeOI-

festigt strukturiert, sondern wandelbar 1St Al dies aber Kommunikation oder,
w1e 65 1n der polıtischen TIradıtion heißen würde, das beratende Gespräch OTAaus Resul-
LAat eınes solchen Gesprächs, sSOWeıt ernsthaft geführt wırd und sich autf die gemeinsame
Erfahrung sStutZzt, 1St die Wertschätzung anderer Meınungen, ihre gegenseıtige bwä-
Zzung und, möglich, dıe Ermittlung des „COMMON ground“, Ist dem gemeınsamen
Wohl aller zudem nıcht vortreftlich dort gedient, über den konkreten Interessen
einzelner Gruppen INa  - sıch 1mM gemeinsamen Gespräch verschiedener Standpunkte be-
wußt wırd und 1n der Diskussion die einzelnen Interessen relativiert? Relativierung
ainzelner Interessen bedeutet zugleich ihre Infragestellung, Abrücken VOon der eigenen
Position und somıt den ersten Schritt auf dem Weg ZU Gemeinwohl, das über diesen
einzelnen Interessen steht.

Relativierung der einzelnen Interessen und damıt zugleich Relativierung der bso-
lutheit der eigenen Position bedeutet immer auch Einsicht 1n die Wandelbarkeit der
elt und damıt den ersten Schritt Zzu eigenverantwortlichen, inıtı1atıven Handeln.
„Wohlergehen“ durch eigenes Handeln selber schaffen und W as anderes 1St inıt1a-
tives Handeln? durch die soz1alen und sozialpolitischen Institutionen des Geme1in-
W EeSsCMHNSs unterstützt, 1St jedoch immer noch das wesentliche Faktum, das „bonum
commune“ Öördern und als integrativen Bestandteil des Gemeinwesens pflegen.

Mannheim, Wissenssoziologie Neuwıied
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